
Zusammenfassende Erklärung gemäß § 6a Abs. 1 BauGB zur 20. Änderung desFlächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) im Parallelverfahrenzur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 01/19„Solarpark Sallgast“

Gemäß § 6a BauGB ist dem Flächennutzungsplan eine zusammenfassende Erklärungbeizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse derÖffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Flächennutzungsplan berücksichtigt und auswelchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommendenanderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde.
Anlass der Planaufstellung
Anlass für die Aufstellung der 20. Änderung des Flächennutzungsplans des Amtes KleineElster (Niederlausitz) ist die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr.01/2019 „Solarpark Sallgast“ zur Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage (FFPVA) aufFlächen in der Gemarkung Sallgast nord-östlich der Ortslage Klingmühl der GemeindeSallgast. Für die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlagen ist die Ausweisung einerSondergebietsfläche in einem Bebauungsplanverfahren erforderlich. Gemäß § 8 Abs. 2 Satz1 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Die vorstehendbeschriebenen Flächen sind derzeit im rechtskräftigen Flächennutzungsplan jedoch imWesentlichen als landwirtschaftliche Fläche ausgewiesen. Damit widerspräche derBebauungsplan dem Entwicklungsgebot aus dem Flächennutzungsplan. Daher ist derFlächennutzungsplan entsprechend zu ändern.
Zu diesem Zweck muss im Parallelverfahren gem. § 8 BauGB der rechtskräftigeFlächennutzungsplan des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) für den Bereichlandwirtschaftliche Fläche nord-östlich OT Lichterfeld/Theresienhütte geändert werden. Daherhat der Amtsausschuss des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) am 15.12.2021 denAufstellungsbeschluss für die 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans desAmtes Kleine Elster (Niederlausitz) für den Bereich landwirtschaftliche Fläche nord-östlich desOrtsteils Lichterfeld/Theresienhütte (vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 01/2019„Solarpark Sallgast" der Gemeinde Sallgast) gefasst.
Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange
Zur Berücksichtigung der Umweltbelange wurde im Rahmen der 20. Änderung desFlächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) eine Umweltprüfungdurchgeführt. Die zu erwartenden umweltrelevanten Auswirkungen wurden in einemUmweltbericht ermittelt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit bewertet.
Der Umweltbericht zur Aufstellung der 20. Änderung des rechtskräftigenFlächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) beschränkt sich auf denÄnderungsbereich des Flächennutzungsplans, der im Wesentlichen dem Geltungsbereichdes vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 01/2019 „Solarpark Sallgast“ entspricht undnord-östlich der Ortsteile Klingmühl und Lichterfeld/Theresienhütte liegt.



Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 42,89 ha, wovon der größte Teil aufintensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen mit einer Größe von 27,83 ha fällt. Die Anlage istin sieben Teilbereiche unterteilt, die mit PV-Modulen überbaut werden sollen. Aufgrund derderzeitigen intensiven ackerbaulichen Nutzung des Plangebiets und der Vorbelastung alsAlttagebaugebiet werden vorbelastete Strukturen mit geringem landwirtschaftlichemErtragswert genutzt. Die Fläche ist zum Teil kleinräumig gegliedert, von großenzusammenhängenden Wald- und Forstflächen sowie westlich von einem intensiv genutztenWirtschaftsgrünland umgeben. Das Vorkommen an unterschiedlichen Tierarten istdurchschnittlich. Es entspricht der einer typischen intensiv genutzten Kulturlandschaft mit inBrandenburg nicht seltenen Kulturlandschaftsarten.
Die nachfolgenden Schutzgüter

- Naturraum und Landschaftsbild,- Pflanzen- und Tierwelt und biologische Vielfalt,- Boden,- Wasser,- Klima und Luft,- Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit sowie- Kultur- und Sachgüter
wurden einer eingehenden Prüfung hinsichtlich der zu erwartenden Auswirkungen durch dasVorhaben unterzogen. Es erfolgte eine Einordnung des Vorhabens in die vorhandeneFlächennutzungsplanung und in die bestehende übergeordnete Fachplanung (Naturschutz,Raumordnung).
Zusammenfassung der Umweltschutzbelange und deren Bewertung
Die Standorte der geplanten FFPVA befinden sich bisher im Außenbereich. Die OrtslagenTheresienhütte und Klingmühl mit der Wohnbebauung entlang der „Sallgaster Straße“,„Lichterfelder Straße“ und „Dorfstraße“ befinden sich im näheren Umfeld des Solarparks. Diesgilt auch für die angrenzende Bahnstrecke.
Durch Schaffung neuer Grünlandflächen zwischen und unter den Modulreihen ist davonauszugehen, dass die Artenvielfalt im Vorhabengebiet gesteigert werden kann.Umweltauswirkungen sind insbesondere für die Schutzgüter Pflanzen- und Tierwelt sowiebiologische Vielfalt, Landschaftsbild und Erholung zu erwarten.
Beeinträchtigungen entstehen insbesondere durch die technische Prägung der FFPVA, durchdie Überschirmung der Flächen mit den PV-Modulen und damit einhergehend, durchfunktionale Beeinträchtigungen von Brut- und Habitatplätzen für einige Vogelarten und dieZauneidechse während der Bauphase. Kompensationsmaßnahmen für den Verlust vonBiotopen sind nicht erforderlich, weil alle Biotopstrukturen in den Solarpark integriert werden.Beeinträchtigungen von Habitaten können durch Ausgleichs- und Vermeidungsmaßnahmenim Solarpark vermieden oder kompensiert werden. Gesetzlich geschützte Biotope im Sinnevon § 32 BbgNatSchG sind vom Vorhaben nicht betroffen. Schutzgebiete und angrenzendestörungsarme Wälder werden durch das Vorhaben ebenfalls nicht beeinträchtigt.



Maßnahmen zur Kompensation des Eingriffs in Natur und Landschaft sind erforderlich. Durchausgewählte Ausgleichs- und Ersatz- sowie Schutz-, Vermeidungs- undMonitoringmaßnahmen können Eingriffe auf das absolut notwendigste Maß reduziert werden.Alle nicht vermeidbaren Eingriffe können durch Kompensationsmaßnahmen imVorhabengebiet vollständig ausgeglichen werden. Dem Vorhaben stehen keine erheblichenartenschutzrechtlichen bzw. naturschutzrechtlichen Tatbestände entgegen. Störungen undBeeinträchtigungen von europarechtlich geschützten Tierarten sind zeitlich begrenzt und/oderkönnen mit geeigneten Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden. Es werden daherkeine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG erfüllt. Um alle artenschutzrechtlichen Belangeim Zuge der Bauarbeiten z.B. bei der Umsetzung von Ausgleichs- undGestaltungsmaßnahmen sicherzustellen, ist eine ökologische Baubegleitung vorgesehen.
Für die Errichtung der Solarparks sind Neuversiegelungen nur in geringerem Umfangnotwendig. Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Fläche sind wegen der geringenBeanspruchung nicht gegeben. Durch die Vorbelastung des Standortes ist eine erheblicheund nachteilige Beeinträchtigung des Schutzgutes Bodens in der Gesamtbetrachtung beiDurchführung der Planung und der Umsetzung entsprechender Kompensationsmaßnahmennicht zu erwarten. Die Neuversiegelung, Verdichtung und Veränderung von Boden wird aufetwa 3% der mit Solarmodulen bestückten Fläche beschränkt. Durch die Neuanlage sowieden Ausbau bestehender Zuwegungen zum Vorhabengebiet und die Errichtung einesUmspannwerkes außerhalb des Solarparks entstehen weitere Bodeninanspruchnahmen, diealle durch Entsiegelungs- und vor allem durch die Extensivierungsmaßnahmen im Solarparkkompensiert werden können.
Das Niederschlagswasser wird trotz punktueller Versiegelungen und der Überdachung mitSolarmodulen überwiegend vollständig und ungehindert im Boden versickern. Die veränderteNutzungsart hat keine erheblichen Auswirkungen auf das Grundwasser und dieGrundwasserneubildung. Eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgut Wasser durch dasbau-, anlage- und betriebsbedingte Gefährdungspotential des Schadstoffeintrags in Boden,Grund- und Oberwasserflächen ist bei ordnungsgemäßer Bauführung nicht zu erwarten.
Erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigungen der Luft sind mit der Errichtung derPhotovoltaik-Freiflächenanlagen nicht zu erwarten. Gegenteilig wird mit Umsetzung derPlanungen den Vorgaben des allgemeinen Klimaschutzes gemäß § 1a Abs. 5 BauGBentsprochen. Somit tragen diese Vorhaben zu einer Reduzierung des Ausstoßes vonTreibhausgasen bei. Es kommt zu einer Verbesserung durch die Schaffung zusätzlicherVegetationsflächen und Entsieglungsmaßnahmen. Die vorhandenen Wege mitGehölzvegetation dienen als Kaltluftaustauschschneise und sorgen für besserenLuftaustausch.
Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind durch die Auswahl des Standortes mit vielenSichtbarrieren (Bahndamm, dichte Baumvegetation, angrenzende Waldflächen) kaumwahrnehmbar, können aber nicht komplett vermieden werden. Ebenfalls ist das Erholen in derfreien Landschaft im bisher gewohnten Umfang für die Anwohner der Ortslage Klingmühleingeschränkt.
Bei den Schutzgütern Mensch (Blendwirkung), Oberflächengewässer sowie Kultur- undSachgüter sind keine Auswirkungen bzw. Erheblichkeiten zu erwarten.



Bei Nichtdurchführung der Planung wäre davon auszugehen, dass das Plangebiet alslandwirtschaftliche Nutzfläche (Spargelanbau) bestehen bleibt. Die intensive ackerbaulicheBewirtschaftung würde weitergeführt werden.
Eine Auflistung der Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen kann dem Umweltberichtzum Flächennutzungsplan ebenso wie eine Zusammenschau der Auswirkungen auf dieSchutzgüter (Tab. 13) entnommen werden.

Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- undBehördenbeteiligung
Der Amtsausschuss des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) hat am 15.12.2021 denAufstellungsbeschluss für die 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans desAmtes Kleine Elster (Niederlausitz) für den Bereich landwirtschaftliche Fläche nord-östlich desOrtsteils Lichterfeld/Theresienhütte (vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 01/2019„Solarpark Sallgast" der Gemeinde Sallgast) gefasst.
Verfahrensgang:
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom01.03.2022 bis zum 04.04.2022 statt. Den Behörden und Trägern öffentlicher Belange wurdevom 14.02.2022 bis 25.03.2022 die Gelegenheit zur Einsicht und Stellungnahme gemäß § 4Abs. 1 BauGB gegeben. Die vorhandenen Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung sindin den Entwurf der 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans eingeflossen.
Am 14.09.2022 wurde der Auslegungsbeschluss gefasst. Die formelleÖffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 10.10.2022 bis11.11.2022 sowie die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs.2 BauGB in der Zeit vom 19.09.2022 bis 26.10.2022 statt. Die Anregungen aus der formellenBeteiligung wurden in der Überarbeitung des Entwurfs der 20. Änderung des rechtskräftigenFlächennutzungsplans berücksichtigt. Auf Grund der daraus resultierenden Änderungen undErgänzungen des Entwurfs war er erneut auszulegen und wurden die Stellungnahmen erneuteingeholt.
Am 07.06.2023 wurde der nochmalige Auslegungsbeschluss gefasst mit der erneutenÖffentlichkeitsbeteiligung in der Zeit vom 10.07.2023 bis einschließlich 11.08.2023 sowie dieBeteiligung der Behörden und Trägem öffentlicher Belange vom 14.06.2023 bis einschließlich21.07.2023. Die eingegangenen Stellungnahmen wurden ausgewertet und gebilligt. DasErgebnis der Prüfung (Abwägung) wurde ebenso wie die Feststellung der 20. Änderung desrechtskräftigen Flächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) in der Sitzungdes Amtsausschusses des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) am 15.11.2023 beschlossen.Anschließend wurde die 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans des AmtesKleine Elster (Niederlausitz) zur Genehmigung bei der höheren Verwaltungsbehörde(Landkreis Elbe-Elster) eingereicht.
Die höhere Verwaltungsbehörde (Landkreis Elbe-Elster, Amt für Bauaufsicht, Umwelt- undDenkmalschutz – untere Bauaufsichtsbehörde) äußerte nach Prüfung der UnterlagenBedenken, dass die vorangegangenen Bekanntmachungen zur Beteiligung der Öffentlichkeit



den gesetzlichen Anforderungen nicht entsprochen haben, weil die Arten umweltbezogenerInformationen nicht vollständig aufgeführt worden waren. Auch sah der Landkreis Defizite beider Abwägung mit den Belangen der Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH und dem Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe. EineAblehnung der Genehmigung wurde angekündigt.
Vor diesem Hintergrund wurde der Antrag auf Genehmigung zur Vermeidung einer Ablehnungzurückgenommen. Infolge weiterer Abstimmung und Prüfung der Hinweise der höherenVerwaltungsbehörde wurde eine Überarbeitung des Entwurfs erforderlich. Daher wurde dieöffentliche Auslegung des Entwurfs der 20. Änderung des rechtskräftigenFlächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) nach § 3 Abs. 2 BauGBwiederholt. Der Amtsausschuss des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) hat dazu in deröffentlichen Sitzung am 21.08.2024 den geänderten Entwurf der 20. Änderung desrechtskräftigen Flächennutzungs-plans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) für den Bereichlandwirtschaftliche Fläche nord-östlich OT Lichterfeld/Theresienhütte in der Fassung vom15.07.2024 zugestimmt, die Begründung mit Umweltbericht gebilligt und die erneuteAuslegung beschlossen. Aufgrund der Überarbeitung des Entwurfs und zur Heilung formellerFehler wurde der Beschluss vom 15.11.2023 mit Beschluss des Amtsausschusses des AmtesKleine Elster (Niederlausitz) vom 21.08.2024 aufgehoben.
Zu dem geänderten Entwurf der 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans desAmtes Kleine Elster (Niederlausitz) für den Bereich landwirtschaftliche Fläche nord-östlich OTLichterfeld/Theresienhütte in der Fassung vom 15.07.2024 wurden die betroffenen Behördenund sonstigen Träger öffentlicher Belange in der Zeit vom 29.08.2024 bis 04.10.2024 erneutbeteiligt. Die erneute öffentliche Auslegung wurde am 29.08.2024 ortsüblich bekannt gemacht.Der geänderte Entwurf der 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans desAmtes Kleine Elster (Niederlausitz) für den Bereich landwirtschaftliche Fläche nord-östlich OTLichterfeld/Theresienhütte in der Fassung vom 15.07.2024 lag vom 02.09.2024 bis 02.10.2024öffentlich aus.
Die im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungen eingegangenenStellungnahmen wurden ausgewertet und gebilligt. Das Ergebnis der Prüfung (Abwägung)wurde ebenso wie die Feststellung der 20. Änderung des rechtskräftigenFlächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) in der Sitzung desAmtsausschusses des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) am 20.11.2024 beschlossen.Anschließend wurde die 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans des AmtesKleine Elster (Niederlausitz) zur Genehmigung bei der höheren Verwaltungsbehörde(Landkreis Elbe-Elster) eingereicht.
Die höhere Verwaltungsbehörde (Landkreis Elbe-Elster, Amt für Bauaufsicht, Umwelt- undDenkmalschutz – untere Bauaufsichtsbehörde) äußerte nach Prüfung der zur Genehmigungeingereichten Unterlagen Bedenken, dass die vorangegangenen Bekanntmachungen zurBeteiligung der Öffentlichkeit den gesetzlichen Anforderungen nicht entsprochen haben, weildie Arten umweltbezogener Informationen nicht vollständig aufgeführt worden bzw. dieumweltbezogenen Stellungnahmen nicht vollständig bzw. in vollem Umfang ausgelegt waren.Auch regte die höhere Verwaltungsbehörde an, die vorher im Geltungsbereicheingeschlossene Kläranlage Klingmühl aus der FNP-Änderung auszugrenzen.



Vor diesem Hintergrund wurde der Antrag auf Genehmigung zurückgenommen und derEntwurf entsprechend der Abstimmung mit der höheren Verwaltungsbehörde angepasst. Dergeänderte Entwurf der 20. Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom08.04.2025 wurde in der Zeit vom 05.05.2025 bis 06.06.2025 nach § 3 Abs. 2 BauGB imInternet veröffentlicht. Die Öffentlichkeitsbeteiligung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmenzum Entwurf während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschriftvorgebracht werden können, am 01.05.2025 ortsüblich durch Veröffentlichung im Amtsblattder Gemeinde Sallgast bekannt gemacht worden. Von einer erneuten Behördenbeteiligungwurde in Abstimmung mit der höheren Verwaltungsbehörde abgesehen, da wesentlichematerielle Änderungen nicht erfolgten. Zu den Belangen, die zur Ausgrenzung des Klärwerksführten, konnten sich die Träger öffentlicher Belange bereits früher äußern. Die Anpassungdes Geltungsbereichs führt für sich genommen nicht zu einer erstmaligen oder stärkerenBerührung von Belangen.
Die Beschlüsse vom 20.11.2024 wurden mit Beschluss der Gemeindevertretung vom13.08.2025 vorsorglich aufgehoben.
Ausgehend hiervon wurde das Ergebnis der Prüfung (Abwägung) ebenso wie die Feststellungder 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster(Niederlausitz) in der Sitzung des Amtsausschusses des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz)am 13.08.2025 beschlossen. Anschließend wurde die 20. Änderung des rechtskräftigenFlächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) zur Genehmigung bei derhöheren Verwaltungsbehörde (Landkreis Elbe-Elster) eingereicht., welche am 18.09.2025durch die höhere Verwaltungsbehörde erteilt wurde.
Berücksichtigung der Stellungnahmen:
Das Amt Kleine Elster (Niederlausitz) hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behördenund sonstigen Träger öffentlicher Belange, die in den verschiedenen Beteiligungeneingegangen sind, jeweils entsprechend den in den Beschlussvorlagen niedergelegtenAbwägungsvorschlägen geprüft und abgewogen. Während des gesamtenAufstellungsverfahren haben aufgrund dessen Ergänzungen und Änderungen Eingang in diePlanunterlagen gefunden sowie wurden redaktionelle Änderungen undHandlungserfordernisse beachtet.
Im gesamten Aufstellungsverfahren und den verschiedenen Öffentlichkeitsbeteiligungenwurde eine Stellungnahme aus der Öffentlichkeit in der Öffentlichkeitsbeteiligung im Jahr 2024abgegeben. Darin wird angeregt, ein vorhandenes Gewässer von der Bebauung mitSolarpanelen auszunehmen und zu optimieren. Dem wurde entsprochen. Bereits vorhandeneAusgleichs- und Vermeidungsmaßnahmen sehen den Erhalt bzw. die Aussparung desGewässers vor.
Im Rahmen der Behördenbeteiligung und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belangewurde unter anderem die teilweise Überschneidung des Plangebiets mit ehemaligenBergbauflächen thematisiert. Das Plangebiet wird von Feld- und Randriegeln des ehemaligenTagebaus Klettwitz-Nord gequert, welche dem Abschlussbetriebsplan (ABP) TagebauLauchhammer Teil I zugeordnet sind (Gz.: k 46-1.4-2-5 vom 28.07.1995) und unterBergaufsicht stehen. Die Flächen unterliegen außerdem dem Sanierungsbergbau derLausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH (LMBV). Die Sanierungist noch nicht abgeschlossen. Während der verschiedenen Beteiligungsrunden wurden



mehrere Stellungnahmen des Landesamtes für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LGBR) undder LMBV– weitestgehend parallel zum Bebauungsplanverfahren – abgegeben. Die Planungwurde entsprechend den eingebrachten Vorgaben angepasst – hier allerdings insbesondereauf Ebene der Bebauungsplanung im Parallelverfahren – und die zukünftige Sicherung derFilterbrunnen durch eine Vereinbarung mit der LMBV festgehalten. Die geforderteVereinbarkeit mit den Zielen des bestehenden Abschlussbetriebsplans wurde hergestellt.
Hervorzuheben sind ebenfalls die Stellungnahmen der Gewässer- und Naturschutzbehörden,die Hinweise zu den im Plangebiet vorhandenen Gewässern sowie den zu beachtendennaturschutzfachlichen Belangen vorgebracht haben. Vorgebrachte Bedenken und Hinweisewurden fortlaufend in die Planungsunterlagen eingebracht und verbleibende Bedenkenwurden abgewogen. Gleiches gilt für die Hinweise und Bedenken der unterenBauaufsichtsbehörde des Landeskreis Elbe-Elster zu den Ausarbeitungen der Planunterlagenund den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen. Im gesamten Verfahren wurden dieUnterlagen entsprechend überarbeitet und weitere Bedenken abgewogen. Ebenso wurdendie Bedenken der unteren Forstbehörde zu forstlichen Maßnahmen in Bezug auf dieUmsetzung der geplanten Ausstockungen von Waldvegetation auf den Wanderkorridoren derGlattnatter beachtet und die Planung daraufhin angepasst. Stellungnahmen derStraßenverkehrsbehörden zur Erschließung wurden umgesetzt und abgewogen. Die in denStellungnahmen des Landesamtes für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft undFlurneuordnung des Landkreises Elbe-Elster – Abteilung Landwirtschaft geäußertenBedenken und Hinweise zu Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen wurden in derPlanung berücksichtigt und abgewogen. Die Raumordnung wurde im Verfahren berücksichtigt.Die in den Stellungnahmen des Landesamtes für Denkmalpflege erfolgten Hinweise zumbestehenden Bodendenkmal wurden berücksichtigt und in der Planung umgesetzt.
Auch hier gilt, dass sich ein großer Teil der vorgebrachten Anregungen, Hinweise undBedenken auf die Ebene des Bebauungsplans bezogen haben und entsprechend dortbehandelt wurden. Dies kann den Abwägungsprotokollen entsprechend entnommen werden.
Für die konkrete Berücksichtigung und Abwägung der vorgenannten Stellungnahmen sowieder weiteren eingebrachten Stellungnahmen wird auf die Abwägungsprotolle zu den jeweiligenBeteiligungen verwiesen, die entsprechend eingesehen werden können bzw. Teil der in dasInternet eingestellten Unterlagen nach § 6a Abs. 2 BauGB sind.
Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten und Begründung dergewählten Planvariante
Ziel der Alternativenprüfung ist es, anhand verschiedener Kriterien einen Standort zu wählen,bei dem die Auswirkungen auf Natur und Landschaft möglichst gering sind. Bei der Abwägungvon Planungsvarianten geht es vor allem um Standortalternativen.
Als alternative Planungsmöglichkeiten kommen nur solche in Betracht, mit denen die mit derBauleitplanung verfolgten städtebaulichen Ziele gleichfalls mit einem verhältnismäßigenAufwand erreicht werden können. Die Standortalternativenprüfung bei der Planbearbeitungsowie im Prozess der Öffentlichkeitsbeteiligung und der Abwägung ergab, dass die gewähltePlanvariante gegenüber alternativen Planungsmöglichkeiten vorzuziehen ist.
Kriterien sind hierbei unter anderem die Betroffenheit von Schutzgebieten, anderengeschützten Landschaftselementen und Flächen des Biotopverbunds sowie Einschätzungen



zu Konflikten mit artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen, zum Landschaftsbild, zurErholung und zum Schutzgut Mensch und Gesundheit als Negativkriterien sowie andererseitsunter anderem die Flächenverfügbarkeit, die Förderfähigkeit nach dem ErneuerbarenEnergien Gesetz (EEG), niedrige Bodenwerte und anthropogene Vorbelastungen alsPositivkriterien. Die Veränderung der landwirtschaftlich genutzten Fläche hin zu großflächigbebauten Flächen mit technischen Elementen wie Solarmodulen kann das Landschaftsbildbeeinträchtigen. Wie hoch die Auswirkungen sind, hängt vor allem von der Einsehbarkeit derFläche und möglichen Vorbelastungen ab. Beim Schutzgut Mensch ist zunächst von einergeringen Beeinträchtigung auszugehen, da es durch FFPVA nicht zu erheblichenImmissionsbelastungen kommt. Lediglich im Nahbereich von Siedlungen kann eine stärkereBetroffenheit vorliegen. Die Bodenversiegelung ist bei der Alternativenprüfung vonuntergeordneter Bedeutung, da diese bei FFPVA in der Regel gering ist und an allenStandorten vergleichbar wäre. Mit derselben Begründung ist das SchutzgutOberflächenwasser bei der Alternativenprüfung in der Regel nicht von besonderer Bedeutung.Auf das Schutzgut Klima und Luft haben FFPVA i. d. R. keinen negativen Einfluss, daSolarmodule Kaltluftentstehung und -abfluss auf Freiflächen nicht beeinträchtigen. Zudemwird durch die Stromproduktion aus erneuerbaren Energien der Ausstoß von klimaschädlichenTreibhausgasen der deutschen Stromerzeugung reduziert, was als positive Wirkung auf dasSchutzgut Klima zu werten ist. Anthropogene Vorbelastungen durch vorhandene Infrastrukturund Vornutzungen wie Bergbau sowie auch geringe landwirtschaftliche Ertragsfähigkeit undFörderfähigkeit einer Fläche nach dem EEG, sprechen für die Eignung einer Fläche.
Planungsalternativen wurden innerhalb des Gemeindegebiets bei der Änderung derFlächennutzungsplanung einbezogen und insbesondere im parallellaufendenAufstellungsverfahren des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 01/19 „SolarparkSallgast“ thematisiert. Bei der Prüfung der Standortalternativen wurden insgesamt achtpotenzielle Flächen im Außenbereich des Gemeindegebietes Sallgast untersucht, wobei dieim Ergebnis gewählte Fläche als Standort die höchste Eignung für die Errichtung einer FFPVAaufweist. Die Topografie ist geeignet zur Anlagenerrichtung und die Flächenverfügbarkeit aufder Flächengröße ist gesichert. Es besteht ein natürlicher Sichtschutz zur angrenzendenWohnbebauung. Die Fläche ist durch die südlich entlang der Projektfläche verlaufendeBahntrasse sowie die in der nördlichen Teilfläche querende Freileitung baulich starkvorbelastet. Zudem ist die zu errichtende Projektkapazität in dem 500m Korridor entlang derBahntrasse teilnahmeberechtigt an der EEG-Ausschreibung zur Erlangung einer langfristigenstaatlichen Vergütung des erzeugten Stromes. Der Standort ist durch die Nutzung alsAlttagebau weiter belastet (Bergbaufolgelandschaft) und er befindet sich außerhalb vonnaturschutzfachlich und ökologisch sensiblen Gebieten. Das Gebiet weist keine besondereBedeutung für das Landschaftsbild auf und es handelt sich nicht um die Inanspruchnahmevon landwirtschaftlich hochwertigen Flächen. Sich ernsthaft aufdrängende und naheliegendeoder abweichend vorgeschlagene Planungsalternativen sind angesichts dessen nichtersichtlich.
Als Planungsalternative käme noch die „Null-Variante“ in Betracht. Dies würde bedeuten,keine bauleitplanerische Grundlage für eine FFPVA zu schaffen und die Fläche weiterhin inintensiver landwirtschaftlicher Nutzung zu belassen. Auf die oben beschriebenen Schutzgüterwären dementsprechend in dieser Planungsalternative keine der positiven Auswirkungen(strukturreiche Waldränder, geringere Grundwasserbelastung, etc.) zu erwarten.



Die umfassende Alternativenprüfung und die Erläuterung des verwandten Kriterienkatalogkann der gesonderten Standortalternativenprüfung entnommen werden, die denPlanunterlagen des Bebauungsplanverfahrens beigefügt ist.



Schlussabwägung, Feststellungsbeschluss und allgemeinverständlicheZusammenfassung
Anlass für die Aufstellung der 20. Änderung des Flächennutzungsplans des Amtes KleineElster (Niederlausitz) ist die parallel erfolgte Aufstellung des vorhabenbezogenenBebauungsplans Nr. 01/2019 „Solarpark Sallgast“ zur Errichtung einer FFPVA auf Flächen inder Gemarkung Sallgast nord-östlich der Ortslage Klingmühl der Gemeinde Sallgast.
Der Amtsausschuss des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) hat am 13.08.2025 denAbwägungs- sowie Feststellungsbeschluss zur 20. Änderung des rechtskräftigenFlächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) für den Bereichlandwirtschaftliche Fläche nord-östlich OT Lichterfeld/Theresienhütte gefasst.
Anschließend wurde die 20. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans des AmtesKleine Elster (Niederlausitz) für den Bereich landwirtschaftliche Fläche nord-östlich OTLichterfeld/Theresienhütte beim Landkreis Elbe-Elster, Amt für Bauaufsicht, Umwelt- undDenkmalschutz als höhere Verwaltungsbehörde zur Genehmigung eingereicht. DieGenehmigung wurde am 18.09.2025 erteilt und am 01.10.2025 ortsüblich bekanntgemacht.
Die ortsübliche Bekanntmachung der Genehmigung erfolgte entsprechend der Hauptsatzungdes Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) und im Internet. In dieser Bekanntmachung werdenOrt und Zeit zur möglichen Einsichtnahme in die Unterlagen zur 20. Änderung desFlächennutzungsplans, einschließlich der Begründung mit Umweltbericht mit Anlagen sowieden Abwägungsprotokollen und dieser zusammenfassenden Erklärung, veröffentlicht. Die 20.Änderung des Flächennutzungsplans des Amtes Kleine Elster (Niederlausitz) wurde mit derBekanntmachung der Genehmigung wirksam.
¶¶¶Massen (Niederlausitz), den 02.10.2025 ¶
¶_____________M. Frontzek- Amtsdirektor -


